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1. Die neue Lage 

, 

DasgestellteThemadeutet an, daß sich FIlrdieeuropaischen Verkehrsmarkte in jOngster Vergan­
genheit eine ne ue Lage mit großo:n Entwicklungsmöglichkeiten eingestellt hat. Diese veränderte 
Situation hat ihre Ursachen in wesentlichen Impulsen fUr und weitreichenden Entscheidungen in 
der FOTlentwicklung der gemeinsamen europäischen Verkehrspolitik. 

Den Anstoß für die neuen Aktivitäten in der gemeinsamen Verkehrspolitik gab der Europäische 
G<:richtshof mit seinem Urteil vom 22. Mai 1985 in der Rechtssache 13/83 zum Thema "Dienst_ 
leistungsfn:iheit". Dieses UTlei1löste verkehrspolitische Beschlll~se des Europäischen Rates, also 
der Regierungschefsder Mitgliedstaaten sowie des EG-Ministerrates (Verkehr) aus. Die europäi­
sche Verkehrspolitik ist hierdurch wieder in Ikwcgung gekommen. 

So faßte der Europäische Rat der Regierungschefs am 30. Juni 1985 die weitreichenden Mail:!n­
der BeschlUsse. nach denen auch auf dem Gebiet des Verkehrs die Vollendung des gemeinsamen 
Binnenmarktes durch die Schaffung eines freien Marktes fOr den Güterverkehr bis 1992 herbei­
gefOhrt werden soll. Der Ministerrat (VerkehT) legte daran anschließend in seinen Leitlinien vom 
14. November 1985 fest, die mengenrnäßigen Beschränkungen an den GOterverkehrsmärkten bis 
1992 aufzuheben und zugleich die nocb bbtehenden Wdtbewcrbsverzerrungen - vor a!1em im 
fiska lischen Bereich -LU beseitigen. Diese BeschlOssc werden die Ausgangslagen der Unterneh­
men im Wettbewerb auf den europäischen Verkehrsmarkten verändern. Die so skiuierte neue 
Lage stellt an Wissenschaft und Politik gleichermaßen Fragen, deren dringlichen Erörterung 
Symposien wie das Kölner Verkehrsforum dienen. 

Die Diskussion Uber die zukUnftige Gestaltung europäischer VerkehrsmJlrkte wird in Deutsch· 
land dcshalb so intensiv geführt, weil sich die verkehrspolitischen Entwicklungen auf europäi­
scher Ebene nachhaltig auf die deutsche Verkehrspolitik und die gute alte deutsche kontroHierte 
Wettbcwerbsordnung auswirken. Sie ""'erden sie verändern und möglicherweise sogar ganz in 
Frage stellen. 

Werden die Entwicklungslinien der gemeinsamen Verkehrspolitik nachgezeichnet, so zeigt sich, 
daß dicse nunmehr in eine intensive Phase eingetreten ist, wie sie zuvor noch nicht da war. Denn 
bislang wurde lediglich an vereinzelten, mehr oder weniger kleinen Schritten herumgebastelt, 
ohne daß der Ministerrat ein klares Ziel fUr die gemeinsame Verkehrspolitik besChlossen und 
vorgegeben hJltte. Zwar hat die Kommission der Europ:lischen Gemeinschaften seit J ahren ver­
sucht, auch längerfristige Zielsetzungen durchzusetzen. Auch das Europaisehe Parlament hat 
hierzu beigetragen. Aber der Ministerrat verhielt sich bei der Festlegung langerfri!tiger Zielset­
zungen bislang eher zögerlich. Doch nun hat der Rat der Verkehrsminister mit den BeschlOssen 
vom November vergangenen und vom Juni diesen Jahres zum ersten Male selbst das strategische 
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Ziel und die notwendigen Schrittt festgelegt, mit denen bis 1992 der freie europäische Verkehrs_ 
markt verwirklicht werden soU. Auftrieb und die notwendige Durchsctzungskruft erhielten die 
Verkehrsminister dabei durch die zuvor vom Europliischen Rat gefaßlen Mailfinder Besehlüsse, 
die dieseordnungspolitisehe Zielvorgabe im Verkehrsbereich in die gesamteeuropäische Inlegra_ 
tionsstrategic1.ur Vollendung des llinncnmarktesderGcmcinschaft bis 1992cinbinden. Die Aus­
einandersetzung um den freien Verkehrsrnarkt kann deshalb nielli isoliert gefllhrl werden, son_ 
dern sie muß vielmehr in den breiteren Diskussionsrahmen um das gesamte Zielbündc1, das zur 
Vollendung des gemeinsamen Binnenmarktes angestrebt wird, eingebeud scin, Denn es geht im 
Kern darum, daß bis 1992 im Zuge der Vollendung des europäischen Binnenmarktes auch der 
europäische Verkehrsmarkt verwirklicht werden solI. 

Mit dieser Aufgabenstellung wird in erheblichem Umfang die ursprüngliche Zielsetzung des 
EWG-Venrages in der Verkehrspolitik wieder aufgegriffen. Die V:lter des EWG-Venrages hatten 
durchaus die Aufgabe ge~hen, zur Integration des Verkehrswesens die hoheitlich gestalteten 
nationalen Verkehrsordnungen miteinander in Einklang zu bringen. Sie sahen, daß es dazu der 
Entwicklung einer gemeinsamen Verkehrspolitik der Mitgliedstaaten bedarf. Diese ist in ATI. 74 
des Vutrages ausdrücklich vorgesehen. JetU ist erstmalig festgelegt, was bis 1992 erreicht sein 
soll, und es gilt nun, die sechs Jahre der übergangszeit bis dahin sinnvoll zu nutzen. Hierzu ist 
es bedeutungSVOll, sich Klarheit tiber die einzelnen verkehrspolitischen Zielsetzungen zu ver­
schaffen. Denn schließlich leiten sich aus der rur 1992 angestrebten Zielordnung die konkreten, 
auf dem vor uns liegenden Weg durch die übergangsphase zu ergreifenden Politikschritte und 
Einzelrnaßnahmen ab. Darllber hinaus ist dann im folgenden darzustellen, was die anhand der 
langfristigen Zielvorgabe festgemachte neue Lage rur die drei Binnenverkehrsträger Eisenbahn, 
Binnenschiffahrt und de n Straßenverkehr bedeutet und wie sie sich auf die deutschen Verhält_ 
nisse auswirkt. 

2. Die Zielsetzungen 
Ein Grundpfeiler der europäischen WirlSchaftsintegration ist die Dienstleistungsfreiheit. Als er­
stes ist hier deshalb die Zielsetzung ,,verwirklichung der Dienstleistungsfreiheit" anzusprechen 
und zu konkretisieren. Diese bildet den Kernpunkt und warder Stein des Anstoßes; denn der Eu­
ropäische Gerichtshof hat in seinem Urteil vom 22. Mai 1985 gerade die Tatsache gerUgt, daß 
diese Dienstleistungsfreiheit, obwohl sie im EWG-Vertrag als ein auch in der gemeinsamen Ver­
kehrspolitik zu verwirklichendes Ziel ausdrllcklich vorgeschrieben ist, bislang im Verkehrssektor 
eben noch nicht verwirk.licht worden ist. Der EuGH hat dem Ministerrat vorgeworfen, er habe 
die bis zum I. J anuar 1970 vorgesebene Übergangszeit untätig verstreichen lassen. Was unter 
Dienstleistungsfreiheit im einzelnen zu verstehen ist, wurde im Anschluß an dieses Urtei l des 
Europäischen GerichlSh<Jfes h:lufigdiskutieTl und braucht daher an dieser Stelle nicht noch ein· 
mal ausfIIhrlieh auseinandergc1egt zu werden. Vielmehr genUgt der Hinweis, daß Dienst!ei­
stungsfreiheit im Kern die Gleichbehandlung von GebieuanSässigen und Nichtgebietsansässigen 
in einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft bedeutet. Sie verlangt letztlich die Gleichbehandlung 
aller Marktteilnehmer im gemeinsamen Markt. Eindeutig im Widerspruch zu dieser Dienstle;· 
stungsfreiheit und damit zum herrschenden EG·Recht stehen die bilateralen Kontingente, die 
den grenzllherschreitenden Gllterkraftverkchr zwischen den Mitgliedsta3ten regeln. Dies hat der 
Europäische GerichUhof in seinem Urteil klar ausgesprochen. Das Urteil hat somit gesetzgeberi­
sehes Handeln notwendig gemacht. Der Ministerrat war gezwungen, verketmpolitische über!e­
gungen dahingehend anzustellen, wie unter dem Gesichtspunkt der Europaischen Wirtschafts· 
integration der genannle G1cichbehandlungsgrundsatz in der Verkehrsmarktordnung zu ver-
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wirklichen ist. Immerhin haI es nach dem EuCH-Um:'l lediglich bis turn NOV\'mbrr 1985 
gedauert, bis die Vcrkehrsminislcr aus dem Urteil die entsprechenden Konsequcn~n gewgen 
haben. Dies ist rUr Kenner der ßrQ~!er Verhältnisse eine eher ~urte Zeitspanne, 

Die Raucntschcidung vorn November hat aber nicht nur eine rechtliche, .sondern auch eine _i­
(efgehende politische Dimtnsion. [)enn die Entscheidung, bis 1992 einm freien Markt im SIr.!.­
ßengUtcrvl.'rkchT ohne mengenmllJligc Beschrllnkungen henuslcllen, stelh rine polili$Che WH. 
Icnsbekundung dar, die ober die Dutchsettung des rechtlichen Prin~ips der Gleichbehandlung 
hinausgeht. Die rechtliChe Dimension "Gleichstellung" und die politiSChe Dimension ,.ohne 
mcngcnmllßigc Ileschn'lnkung" müssen in dtr ",citerFOhrcnden Diskussion sorgf:l.hig auseinan_ 
dergehahen werden. Die Verkehrsminister haben es für das Zweckmäßigste gehalten, die Gleich­
behandlung durch die Besehillung aUer mengenmllß igen Beschrll.nkungen herzustellen. 

Dicgefaßtcn Bes<:hlUsseder EG-Verkehrsministervom 14. November 1985 und vom 30. Juni 1986 
befassen sich in erster Linie mit den Konsequenzen des Gerichtsurteils filr den GUtcrkraftver­
kehr, was im wesentlichen auf dessen herausragende Bedeutung an den innereurop:lisehen 
Glltervt'rkehrsmllrkten zurllckzufllhren iS!. Die Koharenz der Verkehrspolitik im gemeinsamen 
Markt, die bei der Herstellung eines eHizienten gemeinsamen Verkehrssystems zu beachten ist, 
darf durch eine zu enge, nur auf den SlraßengUtervcrkehr gerichtete Dbkussion jedoch nicht aus 
dem Auge verloren werden. Daher soUte nicht übenoeben werden, daß die Dienstleistungsfreiheit 
auch fUr die Ilinnenschiffahrt und die ~rsonenberllrderung auf der Straße gilt. Zusätzlich müs­
sen die Auswirkungen der Herstellung der Dienstleistungsfreiheit auf die Marktposilion der 
Eisenbahn beachtet wtrden. Es ist jedoch \'CrSlllndlich, daß sich die Verkehrsminister vorrangig 
nur mit dem GÜlerkraftverkehr befaßt haben, da dieser der Haupttrager des Wachstums des 
innergemeinschaftlichen Güterverkehrs ist. Bei den grenzüberschreitenden Verkehren zwischen 
den Mitgliedstaaten der EO der Zehn war die Binnenschiffahrt bis zum Beginn der achtziger 
Jahre dem Aufkommen nach bedeutendster \\:rkehrstr;iger. Das hat sich inzwiSChen gelindert. 
Denn von den rund 500Mio.t GlIter, die 1985 zwischen den zehn EG-Mitgliedstaalen _ auslle­
nommen sind hier die Neumhglieder Spanien und Portugal -lIber Grenzen transportiert wur­
den, sind rund 4S If. auf der Straße, 40~. auf Binnenwasserstraßen und 15 !f. auf der Sthiene 
bdOrderl worden. Da die Binnenschiffahrt im wesentlichen MassengOter und neuerdings auch 
Container auf dem Rhein und den RheinnebenßOssen befOrdert und insoweit dem Sonderregime 
der Mannheimer Akte unterliegt, konzentriert sich naturgemäß die europ!lische verkehrspoliti­
$ehe Disku5Sion auf die Frage des Wellbewtrbsvt'rhll.ltnisscs Sthiene/Straße und insov.'Cit auch 
besonders auf die Marktorgani53.tion rur den StrallcngOterverkehr. 

Mit dieser speziellen Fra&e befaßt sith der Ratsbcschluß vom 30. Juni 1986, auf den nun näher 
eingegangen wird. Das ObCTzieldieses Beschluss.e:s vom 30. Juni 1986 lautet: "ßis spätcstens 
1992 ist im Bereich des innergemeinschaftlichen GOterkraflverkehrs ein freier Markt ohne men· 
genmaßige Beschli!.nkung zu verwirklichen". Hieraus leiten sich nun Aussagen, zum einen 
bezüglich der Übergangszeit und zum anderen filr die endgUltige Marktorganisation, deren 
GrundzOge der Rat durch die Beschlüsse bereits skiuien hat, ab. Seine Aussagen beziehen sieh 
hier insbesondere auf das System gemeinschaft licher ~nehmigungen für den GOterkraftvoer· 
kehr, die Überwachung der Einhahung des bestehenden Gemeinschaftsrechts im Bereich der 
Verkehrssicherheit und der Sozialvorschriftcn sowie auf die Einfilhrung von Gemeinschafts­
maßnahmen, mit denen gravierenden StOrungen des Marktes begegnet werden soU; es handel! 
siCh a lso um eine Art Krisenmanagement. FOr die Übergangszeit besteht der Hauptpunkl darin, 
dae das GemeinschafUkontingent von Jahr zu Jahr erheblich ausgC\'o'Citet und die bi lateralen 
Kontingente entsprechend angepaßt werden. Zudem sollen für den spateren freien Marktzugang 
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die subjektiven 1.ulauungsbedingungen \VCiterentwickelt werden. Außerdem sind in der über. 
gangSZeit noch bestehende Wettbewerbsvt'n:crrungen zwiSChen den Mitgliedstaaten zu beseiti­
gen. Dabei sind in enoter Linie die steuerlichen Belastungen zu harmonisieren. ·Soviel zunlchst 
zum Straßel1&lIterverkehr. 

Das EuGH-Urteil selbst und seine Auswirkungen reichen aber weiter. Es ist auch auf den Stra­
ßcnpen;onenverkehr und die Binnenschifrahrt anzuwenden. Das Prinzip der Dienstkistungsf rei. 
heit gilt auch fOr diese Verkehrstrager, da sie mil eigenen Verkehrsmitteln die innereurop3ischen 
Grenzen überschreiten. Das mag zwar rur die Eisenbahn anders aussehen. Aber auch diese ist in 
das gemeinsame VerkehrsSYSlem eingebunden. Insofern haben die Verkehrsminister am 14. 
November 1995 etwas durchaus Richtiges getan, indem sie neben dem Beschluß zum Gllterkraft_ 
verkehr auch den sogenannten "Masterplan" verab$Chiedet haben, der oft unen."lI.hnt bleibt. 
Dieser enthll.lt unter anderem auch Hin\VCise darauf, was zu einer Verbesserung der Bilanzla&e 
der Eisenbahn getan werden kann. 

Für die Definition der Ziele der gemeinsamen Verkehrspolitik da rf man nicht bei den Ratsbe­
schlilssen vom 14. November 1985 und vom 30. Juni ]986stehen bleiben. Vor allem auch im Hin_ 
blick:lUrEisenbahncn und ßinnen$chiffahrt ergeben sieh die Zie]eunmittclbar aus dem Vertrag, 
aus dem bestehenden weiteren GemcinschafUrecht und auch aus der grundsätzlichen überle­
gung, ein koh:1rcntes Gesamtverkehrssystcm fOr dieGcmeinschaft zu $Chaffen. Die Kommission 
und das Europäische Parlament sowie auch der Rat selbst haben dazu wiederholt Beschlüsse 
gefaßt, zu denen auch der oben erwlihnte Masterplan gehOrt, der wichtige Punkte enthllit. Im 
Bereich der Infrast ruk turpolitik wird darin die J>lanung und Finanzierung des Ausbaus der gro­
ßen europlischen Verkehrsachsen als eine Aufgabe der Gemeinschaft angesprochen. Daß auch 
der Ministerrat die ßedeutuna: der Kohllrenz des Verkehrssyslems der Gemeinschaft nicht ver_ 
kennt. zeiat sich in der Einheliehuna von See- unrllJlrtverlreh. in rlen M~sterfllan . nie jtlngJ' l'n 
Arbeiten und Diskuuionen in BrO$SC1 zum Bereich des Seeverkehrs uigen, daß hier ebenfa!!s 
Sehwtrpunkte der Entwicklung der gemeinsamen Verkehupolitik liegen. Ein Blick auf die zah­
len zeigt, daß dies mit Reeht so isl, denn im Seeverkehr wurden im \"Crgangenen Jahr innerhalb 
derZehnergemeinschaft mit rund 220Mio. t halbso viel wie von den drei Binnenverkehrstlilgern 
transportiert. Somit 1$t eigentlich auch die Seesdaiffahrt den Binnenverkehrslragern der 
Gemeinschaft der jetzt zwölf Mitgliedstaaten zuzurechnen. \VaJ den Personenvt'rkehr anbe­
langt, so richtet sich der Blick gewohnte rweise auf die Eisenbahn, deren VerkehrsleiSlung bei 
rund 2OOMrd. Ptn;onenkilometer liegt. Aber auch der inncrgemeinschaftliche Luftverkehr ki­
SIel rund 140 Mrd . Penonenkilometer pro Jahr. Immer deutlicher wird darüber hinaus die stei_ 
gende Bedeutung der BUS\"CTl:.ehrc, der Autobuslinienvt'rkehre und vor allem der Thurislenver­
kehre. Unser Statistik material 53gt, daß der internationale Omnibus~erkehr im crenzüberschrei· 
tenden Verkehr inzwischen ungeflhr sovie]e Personen befOrdert wie die Eisenbahn. Die Zahlen 
und GrOßenordnungen sind deshalb noch einmal in Erinnerung zu rufen, um den Eindruck zu 
vermeiden, daß gemeinsame Verkehrspolitik erschOpfend behandelt sei, wenn nur über den 
GOterkraftverkehr gesprochen wird. 

Aus den Beschlüssen der Jahre 1985 und 1986 der Regierungsehcfs und der Verkehrsmini!;ler 
kann man entnehmen, daß die inhaltliche Ausgcstaltung der gemeinsamen Verkehrspolitik in 
starkem Maße marktwirtschaftlichen Prindpien folgen soll. Wiederho]1 ist in diesen Beschlüs­
sen von einem freien VCrkehrsmarkt die Rede. In dessen Rahmen I:IßI sich auch der freie Dienst· 
]eistungS$Cktor am leichtesten vt'rwirklichen. Das schließt allerdings keineswegs aus, daß öffent­
liche Be]ange wie Verkehrssicherheit, Umwtltschutz, Energieeinsparung, Regiona1entwicklung 
und lI hn1iches ebenfalls zu den Ziden der gemeinsamen Verkehrspolitik gehOren, genauso wie sie 
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in die verkehr:spolitischen Zielbilndel in der Bundesrepublik Deutschland und den anderen Mit­
gliedsländern eingebunden sind. So ist 1986 turn Beispiel von den europ~ischen Ver kehrsmini­
stern zum europäischen Jahr der Verkehrsskherheil ausgerufen worden. Embleme, die hier und 
da verteilt worden sind, sowie Veranstaltungen zur gemeinsamen Förderung der Slraßenver­
kehrssicherheit, mögen dies _"erdeullichl haben. Dies sei aber nur am Rande erwähnt. 

Interessanter ist hier die Frage, inwieweit eigentlich die öUentliche Hand zukünFt ig bei der Ord­
nung des Marktesse!bs! engagiert sein soll. Dies iSI natürlich wglcich die Frage, die verkehrspo· 
fitisch aUe Gemüter am meisten bewegt. Die von Ral und Regicrungschefs gcfaßten Beschlüsse 
stellen Idar, daß die gemeinsame Verkehrspolitik eine marktwirtsehaflliche Ausprägung hai. 
Dennoch sil1d auch hoheitliche Eingriffe in das Marktgeschehen bei der Preisgestallung und 
dem Kapautätsangebot nicht grunds~tzlich ausgeschlossen. Denn der Rat hat eine Art Krisen· 
mechanismus für den OUterw:rkehrsmarkt und in diesem Rahmen ein gemeinsames Marktboob­
achtungssystem vorgesehen. Wie dies im einzelnen aussehen soll, wird zur Zeit noch diskutiert. 
Auch die Überlegungen zur Luft~erkehrspolitik etwa gehen keineswegs in Richtung einer völli­
gen Deregulierung. Zudem müssen im Interesse der Kohllrenzdes europlIischen Verkehrssystems 
strukturpolitische Maßnahmen wie die Forderung der Kooperation zwischen Verkehrsunterneh­
men und Verkehrstr1l.gern zum Schutze mittelst!lndischer Unternehmen und turn Ausbau des 
kombinierten Verkehrs ßerücksichtlgung finden. 

S<:hließlieh bleibt noch zu erw:ihnen, daß die Planung und Finanzierung der großen Verkehrs­
achsen in der Gemeinschaft das zweite Rein der gemeinsamen Verkehrspolitik sein sollten. In 
diesem r-eld sind die Dinge noch nicht so weit vorangebracht worden wie jetzt bei der Marktord­
nung. Ungelöst ist hier vor allem noch die Frage, inwieweit über die Koordination der nationalen 
Planungen hinaus auch gemeinschaftliche Finanzierungsinstrumente eingerichtet werden kön­
nen. Am Rande sei vermerkt, daß solche Überlegungen nicht gerade auf die Gegenliebe des deut­
schen FinanzminiSlers stoßen. Die folgenden Ausführungen sollen sich aber auf die künftige 
Gestaltu!lg des gemeinsamen Verkehrsmarktes konzentrieren. 

3. Die künftige Gestalt des gemeinsamen Verkehrsmarktes 
Die Vollendung des Binnenverkehrsmarktes der EG bis 1992 muß auf dem schon bestehenden, 
bereits früher geschaffenen Gemeinschaftsrecht aufbauen. Denn die 28 hhre europäischer 
Arbeit sind an der gemeinsamen Verkehrspolitik nicht völlig spurlos vorbeigegangen. In den 
Amtsblättern der Gemeinschaft finden sich mittlerweile sechzig bis siebl.ig Verordnungen, 
Richtlinien und Entscheidungen der EuroplIischen Institutionen, die schon heute das ßild des 
Gemeinsamen Verkehrsmarktes mitprägen und zu einer Koordination der InfrilStrukturinvesti· 
tionen beitragen. Erinnert sei etwa an die Richtlinien, die die subjek tiven Zulassungsbedingun· 
gen für Unternehmer des Personen- und Güterverkehrs auf der Straße regeln. Die objektiven 
Zulassungsbedingungen für den Straßenw:rkehr sind ebenfalls ben:its Gegenstand des Gemein­
schaftsrechts, soweit z. B. einzelne BefOrdcrungcn von der Genehmigung und Kontingentierung 
ausgenommen ·sind oder der grenzüberschreitende Dus-, Linien. und Gelegenheitsverkehr 
erleichtert wi rd. Nicht zu w:rgesscn ist, daß seit J ahren ein - allerdings noch kleines _ Gemein­
schafIskontingent von Genehmigungen zum internationalen Gliterkraftverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten eingeführt ist. 

An dieser Stelle ist auch auf Maßnahmen, die auf eine Harmonisierung der Wettbewerbsbedin­
gungen zielen, hinzuweisen. So ist erst kürzlich, am 30. Juni dieses Jahres, der letzte Teilbe­
schluß zur Festsetzung der Maße und Gewichte der Nutzfahrzeuge gefallen. Dies war ja bislang 
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das Negativbeispiel, mit dem die mangelhafte Entschließungskraft in der gemeinsamen Ver_ 
kehrspolitik belegt werden konnte. Dtnn über die Maße und Gewichteder Nutzfahrzeuge wurde 
auf EG-Ebene bereits seit 1963 geredct und w:rhandelt. ~it 1. Juli 1986 beträgt das Gesamtge­
wicht des europ:l.ischen Lkw 4OTonnen, dies ist nunmehr geiten des Recht. Ende 1992 wird auch 
die Regelung der Höchstlast für die Lenkachse, nllmlich 111/2 Tonnen, in Kraft tTCten. 

Auch die Prcisgestaltung im innergemeinschaftlichen grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr 
beruht auf Gemeinschaftsrecht. DarOber hinaus sind die gemeinsamen Sozialvorschriften im 
Straßen\"Crkehr bedeutsam, deren geänderte Fassung vor kurzem in Kraft getreten ist. Auf dem 
Gebiet der Eisenbahnpolitik und -sanierung liegen ebenfalls mehrere Verordnungen und Ent­
scheidungen vor. Neben kartellrechtlichen und beihilferechtlichen Bestimmungen seien noch 
diejenigen Besl3ndteile des Gemeinschaftsrechts genannt, die der Förderung des kombinierten 
Verkehrs dienen. Alle diese bereits geschaffenen Rechtsvorschriften sind h ieT aufgefOhrt worden, 
um noch einmal deutlich zu machen, daß es ein Gemeinschaftsrecht bereits gibt, und daß die 
europaische Verkehrspolitik tats1l.chlich in eine Endphaseeingetreten ist, in der die Fassung eini­
ger letzter noch notwendiger Beschlüsse die Vollendung des gemeinsamen Verkehrsmarktes her­
beiführt. H ieraus ergeben sich für die verkehrspolitische Arbeit auf europäischer Ebene in den 
kommenden Jahren bis 1992 insbesondere die folgenden S<:h\\"Crpunkte. 

a) Da ist zunllchst die Frage nach der Regelung des Zugangs zum gemeinschaftlichen GUlerkraft­
\"Crkehrsmarkt in der Endphase. In der Europäischen Akte, dem Vertrag zur Änderung des 
EWG-Vertrages, ist derStiehtag for den Beginn dieser Phase auf den 1. I. 1993 festgelegt worden, 
das Datum, auf das wir hinarbeiten. Wenn die objektiven Zulassungsbcschr~nkungen entfallen, 
müssen die subjektiven Zulassungsbedingungen, insbesondere bezüglich der Ausbildung und 
Berufserfahtung der Unternehmer sowie ihrer finanziellen l..eistungsf:lhigkeit hinreichend 
gewa.hrleistet sein. Zudem haben die Verkehrsminislcr vorgesehen, eine Art Krisenmanagcmem 
einzuführen. Wie dieses im einzelnen ausgestaltet sein soll, hat die Kommission kürzlich in ihren 
VorschilIgen niedergelegt. Dieses Krisenmanagement muß ein System zur Marktbrobachtung 
enthalten; dazu gibt es erste Entsebeidungen des Rates. Wir haben ein solches System rudimen­
tllr bereits eingeführt. Dabei werden Preis· und Kapazitlltsentwicklungen sowie das Verhältn is 
von Angebot und Nachfrage beobachtet. Sollten übermllßige Diskrepanzen zwischen Angebot 
und Nachfrage festzustellen sein, so I::ann dann gezielt in die Preis- bzw. Kapazitätsgestaltung 
eingegriffen werden. Daein System von Gcmeinsehaftsgenchmigungen besteht, kOnnendiese im 
Krisenfall zeitweise dun;-h die Nichterteilung neuer oder den Einzug alter Genehmigungen zah­
lenmäßig begrentt werden. Ab dem 1. 1.1993 soll auch die Verwahungspraxis bei der Überwa· 
chung von gemeinsamen Rechtsvorschriften be~üglich de r Verkehrssicherheit und der Sozialvor­
schriften in den einzelnen Mitgliedstaaten gleichwertiger ausgestaltet sein als bisher. Darüber 
hinaus sei daraufhingcwiesen, daß der gemeinsame Binnenmarkt selbstw:tStandlich auch einen 
Abbau der Grenzkonlrollen erfordert. 

b) Was die Gestaltung der ein~elnen Phasen wahn:nd der Übergangszeit angeht, so hat der Rat 
am 30. Juni 1986 beschlossen, das bestehende Gemeinsehaftskontingent ab 1987 um jährliCh 
40"10 kumulativ aufzustocken. Gleichzeitig müssen die bilateralen Komingente den Bedürfnis­
sen des Handelsverkehrs angepaßt werden. Naeh Berechnungen der Kommission führt die j~hr­
liehe vierzigprozentige Kontingentaufstockung dazu, daß 199260'70 des noch n:glementierten 
Marktes durch Gemeinschaftsgenehmigungen abgedeckt werden. Das impliziert, daß der letzte 
Schritt, in dem die objektiven Marktzugangsbeschr~nkungen ganz aufgehoben werden, nicht 
mehr sehr groß ist, somit eine sinnvolle schrittweise Übergangslösung gefunden wurde. Di;: bila-
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lenllen Kontingente werden glekhlcitig in ihrer Bedeutung zurückgehen und endlich obsolet 
sein. 
e) Als nächstes ist das Thema anzusprechen, das in tier deutschen verkchrspolilischen Diskus­
~ion eine bedeutende Rolle spielt; die Beseitigung der Wenbewerbsverzerrungen im Straßengü­
tcrverkehr. Dies ist wolll der Kernpunkt der augenblicklichen Diskussion, was sich auch in den 
Themen derweiler.:n Vorträge nicderschHtgl. Die Beschlllsseties Rates sehen vor, die noch beste­
henden Wcubewerbsverzerrungen zu beseitigen. Nun ist aber im einteln.:n zu analysieren, wo 
denn 131s!lchlich noch Wcubcwerbsverzerrungcn bestehen. Da können die Maße und Gewichte 
sowie die Sozialvorschriflen, die oben schon angcspro<.:hen wurdclI, als erledigt abgehal([ wer­
den. Bei deren konkreter Anwendung gibt es sicherlich noch viel zu tun, aber die erforderlichen 
Re<:ht5vorschriftell hat die Gemeinschaft erlassen. Der Bereich, in dem noch erheblicher Nach· 
holbedarf besteht, ist die Harmonisierung der fiskalischen Belastungen der GnterkraOverkehrs­
unternehmen. Konkret sind hier die Kraftfahrzeugsteuer. die MineralOlsteuer und Autobahngc­
bühren anzusprechen. Diese werden auch in den Ratsbes<:hlüsscn genannt; aus dem Deschluß 
vom 30. Juni 1986 leitet sich der Auftrag an die Kommission ab. bis zum Ende des Jahres 1986 
hierzu eine Studie zu ers tellen. Die bereits seit 1967 vorliegenden einschlägigen Kommissions\'or­
schläge mUssen darin überarbeitet und erneuert werden. Dies kann natllrlich keine theoretische 
Arbeit sein. Vielmehr muß dies eine politisch ausgerichtete Studie sein, die Anregungen gibt und 
Vorschläge dazu macht, was zur Harmonisierung in diesem Bereich zu tun ist. Diese wird, soviel 
kann hier bereits gesagt werden. an dcm Ziel ausgerichtet sein, die Doppelbesteuerung bei einzel­
nen Untcrnehmen des Güterkraftverkehrs aus den Mitgliedstaatcn zu beseitigen. Daneben wird 
aber auch das Ziel, das Wetthewerhsverhähnis zwischen Schiene und Straße ausgewogen zu 
gestalten. im Auge behalten. Denn wenn die Kraftfahrzeugsteuern eine Änderung erfahren, so 
beeinflu.ßt dies auch das intermodale Wettbewerbsverh~hnis zwischen Schiene und Straße. Übri­
gens denkt man bei der Kommission daran, eine Art europ:tischen Minelsau bei der Kraftfahr­
zeugsteuer zu finden und durchzusetzen. Dies wird allerdings ein schwieriges Unterfangen sein. 
da Länder wie die Bundesrepublik Deu\Sehland und Großbritannien dann ihre KraFtfahrzeug­
steuer senken müssen. Das wird weder die Finanzminister noch die Eisenbahnen begeistern. Auf 
der anderen Seite liegen die Kraftfahrzeugsteuers3tze in Ländern wie Frankreich und Italien 
erheblieh unter dem europäischen MittelS3tz. Der ursprüngliche Kommissionsvorschlag zur 
Harmonisierung der Steuern von 1967 ist vom Rat übrigens deshalb bis heute nicht angenom· 
men worden, weil die italienische Regierung immer wieder von ihrem Vetorecht Gebraucht 
macht, um ihren mittelständischen Unternehmen keine höhere Kraftfahrzeugsteuer auferlegen 
zu müssen. Denn dies dürfte in Italien zu erheblichen politischen Problemen führen. 

d) Das nächste Thema. das behandelt werden muß, ist die Frageder Kabotage sowohl beim Stra­
ßenverkehr wie bei der Binnenschiffahrt. Kommissionsvorschläge liegen dazu vor. Dies ist ein 
Thema, welehes sehr eng mit der Neuordnung des Seehafenhinterlandsverkehrs wsammcn­
h~ngt . Es ist so, daß nach dem Gerichtshofurleil die Zulassung der Kabotage nicht unbedingt 
bedeutet, daß auch die nationalen Kontingentierungen aufgegeben werden müssen, sondern es 
ist eine Lösung zu finden, nach der Auslander mit Inlandern gleich behandelt werden und Aus­
lander an der Kabotage teilnehmen können. ohne daß die nationale Verkehrsordnung unbedingt 
aus den Angeln gehoben werden müßte. Aber das zeigt auch, daß die europ:tische VerkehrspOli­
tik derzeit nicht alles regeln kann; auch auf nationaler Politikebene ist zur Verbesserung der 
Situation z. B. der deutschen Seeh~fen durchaus noch etwas zu tun. Das Thema Seehafenhinter­
landverkehr, blaue Grenzegleich grUne Grenze, ist in dereuropäischen Politik noch nicht ausdis­
kutiert. 
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e) Auch im Bereich der Pl:rsonenbcförderung mit Reisebussen muß das EuGH-Uneil umgesetzt 
werden. Dasgi1t fUr die grenzüberschreitenden Verkehre ebenso wie fUr die Zulassung zur Kabo­
tage. Das bestehende Gemeinschaftsrecht ist diesbezüglich zu ändern und zu ergänzen. Die hier­
fIIr erarbeiteten Kommissionsvorschläge werden in Kürze vorgelegt. 

f) Ein weiterer wichtiger Punkt ist die wkünftige Stellung der Eisenbahnen. denn die Neuord­
nung des Gilterkraft\-crkchrsmarktes erfordert auch einen Neuansatz in der gcmeinsamen Eisen­
bahnpolitik. Hier kann nur an die VerkehrspOlitiker appelliert werden, den Kommissionsvor. 
schlag zur Trennungsrechnung von 1984 nicht zu vergessen, der ganz erhebliche Vorschl~ge zur 
Gleichstellung von Schiene und Straße enthalt, die während derl Übergangszeit aufgegriffen und 
durchgesetzt werden müssen. Die Gleichstellung der Schiene wird danach durch eine Trennung 
von Fahrweg und Betrieb bewerkstelligt, wobei der Staat die Verantwortung für den Fahrweg 
übernimmt und die Eisenbahn eine Wegeabgabe zu entrichten hat. Zum Thema Wegekostenan­
lastung sei generell noch bemerkt, daß bei deren Ausgestaltung auch darauf zu achten ist. daß ein 
hinreichend hohes Mitt~laufkommen fUr die Infrastrukwrerstel1ung erzieh wird. 

8) Immer noch ungelöst - und da muß sich die Gemeinschaft an die Brust klopfen - iSI das Pro­
blem des Transitverkehrs durch Drittl:tnder, insbesondere die Alpenl3nder Österreich und die 
Schwdz. Zu Recht hat daher der Rat die Kommission am 30. J uni 1986 mit Dlic!:: auf die Verwirk­
lichung des Binnenmarktes aufgefordert, dieses Problem zu prüfen. denn dic Gemeinschaft hat 
ihren Beitragzu dessen Lösung bisher nicht geleistet. Der Zusammenhang zwischen diesem Pro­
blem und den Harmonisierungsbestrebungen bei den fiskalischen Belastungen darf dabei nicht 
aus den Augen verloren werden. 

h) Wieder kombinierte Verkehr insbesondere nach der Übergangsphase weiter gefördert werden 
kann, muß ebenfalls neu überdacht "''erden. !lishcr wurden die Anreize fU r den kombinierten 
Verkehr dadurch gegeben, daß den Güterkraftverkehrsunternehmen Freistellungen von der 
Genehmigungspnicht und Kontingentierung gewährt wurden. Dies wird freilich nicht mehr 
gehen, wenn nach 1992 die Kontingentierung aufgehoben ist. 

i) 1m infrastruk turpolitischen Bereich soll ein mittelfristig ausgelegtes Programm zur Ausgestal­
tung der großen Verkehrsachsen von gemeinsamen Interesse entwickelt wer4en. um der im 
Maslerplan niedergelegten Zielsetzung Rechnung zu tragen. Die Kommission hat den Entwurf 
eines solchen mittelfristigen Programms dem Rat unl:tngs! vorgelegt. Darin werden die großen 
Achsen aufgezeigt, deren Ausbau im gemeinschaftlichen Interesse liegt. 

j) Die Neuordnungdes Preis- und T:lrifrechlS ist nicht zu vergessen. Es ist bekannt, daß die beste­
hende T:lrifverordnung der GemeinschaO rur den Gllterkraftvcrkehr 1988 ausl!iufl. !lis dahin ist 
etwas Neues zu schaffen, das in Einklang steht mit einem Markt, an dem es keine mengenm:tßi· 
gen Beschr:tnkungen im Güterkraftvcrkehr mehr gibt. Nach den Erkenntnissen der Verkehrswis­
senschaft, die heute hierher eingeladen hat, lassen sich Krisen im Markte nur dann richtig ver­
meiden. wenn bei sich frei bildenden Kapazitäten auch die Preise freigegeben werden. Der Weg­
fall von mengenmäßigen Ileschr:tnkungen im GUterkraftverkehr muß demnach notwendiger­
weise von einer Lockerung der hoheitlichen T:lrifgestaltung begleitet sein, um einen funktionsfä­
higen Wettbewerb am gemeinsamen Verkehrsmarkl zu ermöglichen. Denn Preis- und Mengenge­
staltung stehen in interdependenter Beziehung. verhalten sich wie kommunizierende Röhren. 
Deshalb kann man nicht mengenmäßige Beschränkungen im Gllterkraftverkehr beseitigen und 
gleichzeitig die Preise festsetten. Somit ersche int es günstig, daß die bestehende Ratsverordnung 
tiber die Bildung der BeförderungsenIgeite im Güterkraftverkehr ohnehin Ende 1988 ausl!luft. 
Dies ermöglicht einen neuen Ansatz. 
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k) Oberblickl mall die lcscl!ilc.lerlen AklionsbcTciche, 50 wird deutlich, daß auf lange Sicht die 
bestehende Unterteilung twisehcn grenzüberschreitendem Verkehr und nationalem Verkehr im 
gemeinsamen Ilinnenvcrkehrsmarkt nicht in der gegenwärtigen f'Orm aufrttht erhallen _roen 
kann. Ein freieres Regime für den Zugans zum Markt und für die Preisgc:nallung im ,reRlabeT­
SChreitenden Verkehr muß, Vl:ntllrkt durch die Einführung der DicnSlkistungsfrcihc:il für die 
Kabo1asc. RUek.wirkungen auf die nationalen Verkchrsordnungcn haben. Insbesondere in 
Deutschland erSCheint es angezeigt, sich auch auf diese Entwiddungcn rtthtuitig cinwslcllcn. 
An der kontrollierten Wetl~bsordJ\ung in der gegenwärtigen f'Orm wird man in DeulSChland 
kaum festhalten kOnnen. Wenn im grenzüberschreitenden Verkehr Preis- und KapaziUltsge$ta l­
tung freigegeben sind, kann in Deutschland nicht an Festprei$en und einer strengen Kontil\ien­
tierung feSlgehalten weTden, Damit sind wir bei dem Aufruf, den Dr. Volmer schon an uns 
gerichtet hai . Denken wir zweckmaßigerwei!it darüber mlell, wie die nacllsten sechs lallre sinn­
voll auch für die Gestaltung der nationalen deutschen Verkehrspolitik genutzt werden kOnnen. 

4. Ausblick 

Abschließtnd seien die Chancen ror die Re~lisierunB des gcmeins~men Verkehrsmarktes nocll 
einmal erw~hnt: 

Verschiedene Faktoren deuten daraufhin, daß nach den viden Jahren einer nur zOgerlichen Ent­
wicklung der gemeinsamen Verkehrspolitik die Dynamik zu deren Verwirklichung heUle grOßer 
ist. Diesergib t sich einm:!.1 aus der generellen Entwicklung zur Vollendungdeseuropäischen Bin­
nenm~rkles. die auch in der einheitlichen europaisehen Akte ihren Niederschlag gerunden hat. 
Die Entscheidungsmtthanismen innerhalb der Gemeinschaft .... 'Crdcn vereinfacht und vcrbc$­
sen. Handlungszw~ng ergib! sich d~rubcr hinaus aus dem EuGH-Urteil vom Mai 1985: wenn 
der Ministerrat nicht handelt. in nicht ~usgeschlossen, daß insbesondere das Prinzip des fre~n 
Dienstleistungsverkehrs. alsO die Nichtdiskriminierung beim Zugang zum Markt, als unmittel­
b:ues Gemeinschaflsreellt zur Anwendung kommt_ Schließlich streben auch die verschiedenen 
nationalen und wirtschaftlichen Interessen innerhalb der Gemeinschaft nunmehr zu einer 
LOsung der venchiedenen Verkehrsprobleme in Europa. 

Der große semeinsame Markt bietet allen Beteiligten erhebliche Chancen und manclles deutet 
darauf hin, daß dies mellr und mehr auch von den deutschen VerkeIIrsunternehmen erkannt 
wird. Das Fcsthalten an llberkommenen Marktordnungen - so hilfreich sie einmal gewesen sein 
mOgen _ wUrde sich lIeute als ein Schwimmen gegen den Strom darstellen. Sinnvoller ers<:!M:1nl 
es.. a n der Gestaltung der neuen europ:lischen LOsungen aktiv mitl;Uwirken. 
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Das deulsche Interesse in der Gemeinsamen Verkehrspolitik 

VON HEINZ SANDHÄGER. BONN 

Die Diskussion in der Bundesrepublik um die curopaische Verkehrspolitik ist seit dem Unei1 des 
Europaischen Gericlltshores intensiv, hart und kritisch. Es gibt kaum eine verkeIIrspolitische 
VCTanstattung, aufderdieses Thema nicbt eine bedeutende Rolle spielt. Das war in früheren Zei_ 
ten sicherlich anders. Erdmenger'l verweist auf IlIngere Phasen des Stillstandes der europlliscllen 
Verkehrspolitik. Dabei sibt es durcllaus einen gemeinsamen Nenner in dieser kontrovers und 
intensiv geführten Diskussion. Das ist das "Ja":tu EUTCJ)a. lcll kenne niemanden. der den Weg 
nach Europa, zu einer Inte,rntion des europäischen Marktes. insgesamt wie auch des VerkeIIrs_ 
marktes. nicht beschreiten will. In der Dbkussion seilt es vor allem um die Markierungen dieses 
Weges. 

Das "Ja" zu Europa ist durchaus nicht emotional. Es wird nicht von einer Europaeuphorie 
getragen, sondern hat eirien lIandfesten Okonomischen Hintergrund; dies sollte man deutlich 
hervor lieben. Thbelle I zeigt dies sehr eindrucksvoll. Man sieht am Beispiel der deutschen Ein_ 
und Ausfuhr, daß der Außtnllandel mit den EG-Undern (d~rgestellt als Index auf der Basis 
1960) die treibende Kraft. der Hauptwacllstumsfaktof. für den gesamten Außenhandel der Bun. 
desrepublik ge\VC1en 1st. Damit 1st ein zentrales Okonomisches Interesse an einem gemeinsamen 
Markt dokumentiert; es besteht nicht nur fUr die Wirtschaft insgesamt, sondern auch fIIr die 
Verkehrswinschaft. Ein Blick auf die Zahlen zur Entwicklung des innergemeinschartlichen 
GOterverkehrs (vgl. Thb. 2) zeigl. daß Europa bereits stattgefunden hat. Man siellt beispielsweise 
an der Auf teilung des VerkeIIrsaufkommens in BinnenverkeIIr, in der Bundesrepublik und gren:t. 
UbeT$cllteitendell VerkeIIr, daß sich bei der ßinnenschirrahrt das Verh:lltnis des ßinnenve:rkehrs 
zum grenzuberscllreitenden VerkeIIr von 55:tu 45 im Jahre 1960 auf)J zu 67 in 1985 verändert 
hat_ Das heißt, im Bereicll der ßinnens<:hiffallrt hat sieh der Markt zu einem europlliscllen, 
einem internationalen Markt ,ewandel!. Im Stralkngllterfernverkellr in eine ällnlkhe Entwick_ 
lung festzustellen. Das Verhaltnis Binnenverkehr zu grenZÜberschreitendem Verkehr von 88zu 12 
im lahre 1960 vertndeTte sich auf 60 :tu 40 im Jahre 1985. Ltider kann diese Entwkklullg für die 
Schiene niellt nachvollzogen werden. Die Scillene hat im internationalen Verkehr stagniert, sie 
hat die Entwicklungder anderen Verkehrsui!.ger nicht mitmachen kOnnen. Dies ist ein Problem. 
für das in Zukunft noch verstärkt nach einer LOsung gesucht werden muß. Das gilt niellt nur für 
den Glllerverkellr, sondern aucll ror den Personenverkehr (vSI. Tab. 3)_ 
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